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| Stand: 30.06.2025  

 

 

STELLUNGNAHME  

REFORM DER ALLGEMEINEN 

NETZENTGELTSYSTEMATIK (AGNES) 

 
Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat angesichts der Befristung der 
Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) bis Ende 2028 einen umfassenden 
Reformprozess der allgemeinen Netzentgeltsystematik (AgNes) eingeleitet und 
konsultiert dazu bis zum 30. Juni ein erstes Diskussionspapier mit Reformoptionen. Ziel 
der Reform ist es, die Netzentgeltsystematik an die Anforderungen der Energiewende 
anzupassen, die durch eine dezentrale und volatilere Stromeinspeisung, steigende 
Stromnachfrage aus dem Netz, wachsende Flexibilitätsbedarfe von Abnehmern und dem 
Bedarf einer stärkeren Steuerbarkeit/Verstetigung volatiler Stromerzeuger geprägt ist. 
 
Der VCI bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und begrüßt die frühzeitige 
Einbindung betroffener Akteure sowohl über den Konsultationsprozess als auch im 
Rahmen des Stakeholder-Workshops am 2. und 3. Juni. Dieser enge Austausch mit 
betroffenen Akteuren sollte im weiteren Verfahren zwingend beibehalten und ihre 
Anliegen berücksichtigt werden. 
 
Im Folgenden werden zunächst grundlegende Reformaspekte kommentiert und sodann 
die unterschiedlichen Reformoptionen aus dem Diskussionspapier (soweit in der Kürze 
der Zeit möglich) bewertet. 
 

Bedeutung der Netzentgeltreform für die Industrie 

Für die Industrie sind Netzentgelte in den letzten Jahren neben den Marktpreisen zum 
größten Bestandteil der Stromkosten geworden. Laut BNetzA liegen die jährlichen 
Netzkosten bereits heute bei ca. 37 Mrd. EUR. Der Investitionsbedarf für den Netzausbau 
bis 2045 wird auf mehr als 650 Mrd. EUR geschätzt1, sodass ohne Gegensteuern mit 
einem deutlichen Anstieg der Netzentgelte zu rechnen ist. Dies verschlechtert die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der chemischen Industrie. Hohe Stromkosten 
und regulatorische Unsicherheit bezüglich allgemeiner und individueller 
Netzentgeltsystematik bremsen zudem die industrielle Transformation aus. 
Zukunftsinvestitionen in die Elektrifizierung, die nur mit einer sicheren, kostengünstigen 
und auf mindestens 5-10 Jahre planbaren Stromversorgung sinnvoll sind, werden somit 
verhindert oder mindestens verzögert.  

 
 
 
 
 
 
1 Ausbau der Stromnetze: Investitionsbedarfe - Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
(IMK) in der Hans-Böckler-Stiftung 

https://www.imk-boeckler.de/de/faust-detail.htm?produkt=HBS-009011
https://www.imk-boeckler.de/de/faust-detail.htm?produkt=HBS-009011
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Die AgNes-Reform sollte nicht auf eine reine Umverteilung der Netzkosten, sondern auf 
eine nachhaltige Reduktion der Netz- und Systemkosten abzielen, indem 
systemdienliches Verhalten bei allen Marktteilnehmenden angereizt wird. Eine weitere 
Belastung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Industrie muss vermieden 
werden. Zudem muss die Reform möglichst schnell Planungs- und 
Investitionssicherheit für Industriekunden schaffen. Es ist von überkomplexen 
Lösungen abzusehen, die den Reformprozess verzögern und in der Praxis kaum 
administrierbar sind. Die Ausrichtung an Signalen aus dem Strommarkt 
(Strombezugspreise) und dem regulierten Bereich (Netzentgelte) stellt aus Sicht der 
Industrie lediglich einen Aspekt der Produktionssteuerung dar, bei weitem aber nicht den 
alleinigen.  
 
Der VCI stimmt der BNetzA zwar zu, dass eine Reform primär auf das „Verhalten und 
nicht die Art der einzelnen Netznutzer“ abstellen sollte. Im Rahmen der Reform sollten 
grundsätzlich jedoch sachliche Unterschiede zwischen einzelnen Akteursgruppen wie 
bspw. Besonderheiten industrieller Netznutzer und Netzbetreiber beachtet werden. 

 Bezüglich Netznutzern wird auf sehr heterogene Potenziale für nachfrageseitige 

Flexibilität in der chemisch-pharmazeutischen Industrie hingewiesen, die durch 

technische und wirtschaftliche Faktoren sowie Verbundeffekte an integrierten 

Produktionsstandorten (v.a. Chemieparks mit vielen verschiedenen rechtlich 

eigenständigen Akteuren) beschränkt sind. Flexibles Verhalten sollte bei allen 

Akteuren anreizbasiert und durch den Abbau regulatorischer Hürden ermöglicht 

werden. Die Flexibilitätserbringung muss dabei stets freiwillig sein. Technische und 

wirtschaftliche Hürden sind zu beachten und nicht-flexible Verbraucher dürfen nicht 

diskriminiert werden.2 

 Bei Netzen, die stark durch industrielle Verbraucher geprägt sind, wie Industrienetze 

(z.B. Chemieparks), wird auf wesentliche Unterschiede zu Stromnetzen im Bereich 

der kommunalen Versorgung hingewiesen. So verfügen Industrienetze meist über 

eine geringe Anzahl von Verbrauchern (mit vielen verschiedenen rechtlich 

eigenständigen Gesellschaften) mit hohen Verbräuchen mit heterogenen 

Bezugsprofilen und großen Netzanschlüssen. Standardisierte Prozesse und 

Regelungen, die für das Massenkundengeschäft in der kommunalen Versorgung 

entwickelt wurden, sind daher nicht oder nur eingeschränkt auf Industrienetze 

übertragbar. 

 Die derzeitige Netzentgeltsystematik bezieht sich auf einzelne Entnahmestellen und 

lässt nur in bestimmten Ausnahmen Zusammenfassungen zu. Industriestandorte 

benötigen aufgrund technischer Notwendigkeiten in der Regel mehrere 

Entnahmestellen, deren Stromentnahme jedoch in Summe auf das jeweilige 

vorgelagerte Netz wirkt. Dies gilt im industriellen Kontext auch für Einspeisestellen. Im 

Rahmen der reformierten Netzentgeltsystematik müssen industrielle Entnahme- 

und Einspeisestellen grundsätzlich in Summe betrachtet werden können. 

 
 
 
 
 
 
2 sh. auch die VCI-Stellungnahme „Flexibilitätspotenziale und -hemmnisse der chemisch-
pharmazeutischen Industrie“ (19.8.2024) 

https://www.vci.de/ergaenzende-downloads/vci-stellungnahme-flexibilitaetspotenziale-der-chemischen-ndustrie.pdf
https://www.vci.de/ergaenzende-downloads/vci-stellungnahme-flexibilitaetspotenziale-der-chemischen-ndustrie.pdf
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 Laut Diskussionspapier nehme die „Eigenerzeugung von Industrie- und Gewerbe“ (…) 

„weiterhin zu und wird zunehmend durch Speicheroptionen ergänzt“ (S. 7). Der VCI 

weist darauf hin, dass die industrielle Eigenerzeugung durch die abnehmende 

Wirtschaftlichkeit von (derzeit noch ca. 10 GWel) industriellen KWK-Anlagen 

tendenziell eher abnimmt und daher – ebenso wie aufgrund der zunehmenden 

Elektrifizierung – in den nächsten Jahren mit einer wachsenden Bedeutung des 

Strombezugs aus dem Netz zu rechnen ist. Das setzt die Versorgungssicherheit und 

Netzstabilität zusätzlich unter Druck.  

 Große industrienahe Stromspeicher sind für Industrieunternehmen zudem in vielen 

Fällen keine wirtschaftliche Flexibilitätsoption, weshalb der erzeugungsnahe 

Zubau von Speichern priorisiert werden sollte, um die Volatilität der Stromeinspeisung 

zu reduzieren und den Netzausbaubedarf zu senken. 

 

Reformzeitplan und Zusammenführen von 

Reformvorhaben 

Allgemein wird betont, dass der AgNes-Reformprozess unter ausreichender Einbindung 
der Stakeholder möglichst zügig umgesetzt werden sollte, um schnell einen planungs- 
und investitionssicheren Rahmen für die Industrie zu schaffen. Aufgrund 
regulatorischer Unsicherheiten insbesondere bezüglich zukünftiger Netzentgelte sind 
Transformationsprojekte derzeit kaum kalkulierbar und werden deshalb nicht initiiert oder 
zumindest deutlich verzögert. 
 
Der VCI stellt zudem die Sinnhaftigkeit der bisherigen zeitlichen Reformplanung in 
Frage. Laut bisheriger Informationen soll die finale AgNes-Festlegung bis Ende 2026 
veröffentlicht werden. Zugleich wurde die Reform individueller Netzentgelte (BK4-24-027; 
v.a. § 19 Abs 2 Satz 2 StromNEV) im Juli 2024 eingeleitet und soll bereits Ende 2025 
abgeschlossen werden. Eine Methodenfestlegung für ein Verfahren zur Abschmelzung 
der Entgelte für dezentrale Erzeugung in den Jahren 2026 bis 2028 (GBK-25-02-1#1) 
nach § 18 StromNEV wurde bis 23. Mai 2025 konsultiert. Ein Festlegungsentwurf zur 
Abschaffung der Entgelte für singulär genutzte Betriebsmittel gemäß § 19 Abs. 3 
StromNEV ab 1. Januar 2026 liegt bis 8. Juli zur Konsultation vor (BK8-25-003-A). Die 
genannten Verfahren würden deutlich vor AgNes abgeschlossen, obwohl erhebliche 
inhaltliche Verknüpfungen zur allgemeinen Netzentgeltsystematik bestehen und sie mit 
dieser kompatibel sein müssen. 
 
Es sollten daher die laufenden Reformprozesse zu „Sondernetzentgelten“ (BK4-
24-027, GBK-25-02-1#1 und BK8-25-003-A) mit dem AgNes-Prozess inhaltlich und 
zeitlich synchronisiert werden. Andernfalls besteht das Risiko, dass die allgemeine 
und individuelle Netzentgeltsystematik inkompatibel sind und bereits frühzeitig wieder 
novelliert werden müssten, was dem Ziel eines langfristigen und planungssicheren 
Regelungsrahmens widerspricht und somit zu weiteren Verzögerungen industrieller 
Investitionen in die (möglichst CO2-freie) Elektrifizierung von Prozessen führen würde. 
 
Zuletzt sollte sich die BNetzA zeitlich und inhaltlich mit der Bundesregierung koordinieren, 
um widersprüchliche Anreizeffekte und Regelungen zu vermeiden. Dies betrifft seitens 
der Bundesregierung v.a. im Koalitionsvertrag angekündigte Vorhaben wie die 
Absenkung der Stromnetzentgelte aus Haushaltsmitteln, die Unterstützung von 
Verbrauchern ohne Flexibilisierungspotenzial sowie die Förderung von Flexibilität und 
den Ausbau systemdienlicher Speicherkapazitäten. Auch die angekündigten Vorschläge 
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der EU-Kommission zur europäischen Netzentgeltsystematik sollten im AgNes-Prozess 
beachtet und frühzeitig mit Stakeholdern diskutiert werden. 

 

Fehlende Datengrundlage erschwert Bewertung 

Generell wird darauf hingewiesen, dass aktuell allenfalls eine qualitative aber keine 
abschließende quantitative Bewertung von Reformoptionen möglich ist. Grund dafür ist 
das Fehlen einer belastbaren Datengrundlage. Im weiteren AgNes-Verlauf sollten 
BNetzA und Netzbetreiber daher diskutierte Reformoptionen und Szenarien 
quantifizieren, etwa durch Berechnung von beispielhaften Preisblättern, um eine fundierte 
Bewertung und Folgenabschätzung zu ermöglichen. Vor allem ist dabei mehr 
Transparenz über Netzzustände sowie regionale und zeitliche Einspeise- und 
Entnahmemuster wichtig. 
 

Grundsätzliche Überlegungen zur 

Netzentgeltsystematik 

Aus Sicht des VCI ist die grundlegende Logik der Netzentgeltsystematik weiterhin 
gültig: Die Netzkosten werden primär durch die zeitgleiche Höchstlast (ZH) bedingt. Dies 
ist nach wie vor richtig, eine Orientierung der Netznutzungsentgelte am Beitrag einzelner 
Nutzergruppen zur ZH sollte beibehalten werden. 
Die derzeitige Netzentgeltsystematik weist dabei einige zentrale Schwächen auf, die die 
Reform adressieren sollte: 
 
Eine Schwäche des aktuellen Systems besteht darin, dass der regelmäßige Beitrag eine 
Netznutzers zur ZH nur aufgrund seiner Volllaststunden approximiert (umgesetzt in 
Leistungspreis und Arbeitspreis) und nicht berücksichtigt wird, ob sein tatsächliches 
Verhalten durch diese Approximation angemessen abgebildet wird. Dies sollte eigentlich 
durch § 19 Abs.  2 Satz 1 StromNEV abgebildet werden, dessen Nutzung in der Praxis 
allerdings deutlich eingeschränkt ist.   
 
Zugleich wirkt die derzeitige Netzentgeltsystematik einer angestrebten Flexibilisierung 
vor allem durch einen hohen Leistungspreisanteil entgegen, der auch in lastschwachen 
Zeiten immer zu höheren Netzkosten führt.3  
 
Der VCI stimmt der Analyse des Diskussionspapiers zu, dass die ungleichmäßig verteilte 
EE-Erzeugung zu Kostensteigerungen führen. So führt der weitgehend ungesteuerte 
Zubau volatiler EE-Einspeiser im Rahmen der regulatorisch angestrebten 
Energiewende vermehrt zum Auftreten von Engpässen als Folge einer steigenden ZH in 
bestimmten Netzbereichen und -ebenen, die kurzfristig Engpassmanagementkosten und 
mittelfristig steigende Netzausbaukosten zur Folge hat. 
 
Insofern muss der Schwerpunkt der anstehenden AgNes-Reform darauf liegen,  

 
 
 
 
 
 
3 Diese Problematik ist unabhängig vom individuellen Netzentgelt im Rahmen der Bandlastregelung (§ 19 
Abs. 2 Satz 2), die den Anreiz zu einer stetigen und hohen Auslastung verstärkt. 
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 das bestehende Netzentgeltsystem so zu flexibilisieren, dass Verbraucher den 

Markt- und Netzzustandssignalen ohne Mehrkosten ungehindert und freiwillig folgen 

können, solange hierdurch keine zusätzlichen Netzkosten entstehen; 

 Einspeiser in angemessener Weise an den durch sie verursachten Netzkosten 

(Netzzubau und Redispatch) zu beteiligen (inkl. Prosumern in der Niederspannung). 

 

Kommentierung der Anpassungsoptionen 

Im Folgenden werden die im Diskussionspapier vorgestellten Anpassungsoptionen 
kommentiert. 
 

V1: Sollen sich auch Einspeiser an der Finanzierung der 

Netzkosten beteiligen? 

Der VCI befürwortet grundsätzlich eine stärkere Beteiligung volatiler Erneuerbarer 
Stromerzeuger an den durch sie verursachten Netzkosten mit dem Ziel, systemdienliche 
Anreize in der Energiewende zu setzen. Dafür eingesetzte Instrumente sollten aufgrund 
der hohen Komplexität differenziert betrachtet werden. 
 
Wo die Einspeisung aus volatiler Erneuerbarer Energie einen Netzausbaubedarf erfordert, 
müssen die Erzeuger in Zukunft angemessen an den Kosten des Netzausbaus beteiligt 
werden. Der VCI spricht sich daher für die Einführung eines regional differenzierten 
Baukostenzuschusses (BKZ) aus. Dieser kann zusätzliche Steuerungsanreize für den 
örtlichen Zubau neuer EE-Erzeugungsanlagen setzen und so zur Entlastung des 
Gesamtsystems beitragen. Erlöse der Netzbetreiber aus BKZ sollten wiederum zur 
Reduktion der Gesamtnetzkosten eingesetzt werden. Vorteil ist eine vergleichsweise 
schnelle und einfache Umsetzbarkeit. 
 
Einspeiseentgelte sind hingegen deutlich komplexer, wie die im Diskussionspapier 
umrissenen Umsetzungsvarianten zeigen. So stellt das Diskussionspapier fest, dass eine 
technologische Differenzierung sehr schwierig zu begründen sei. Es besteht somit ein 
großes Risiko, dass Einspeiseentgelte pauschal auf alle Erzeuger (auch steuerbare) 
angewendet werden und Netzkosten in die Sphäre der Stromherstellungskosten 
verlagern, was Verbraucher zusätzlich belastet.  
Eine Bewertung wird zudem durch das Fehlen einer belastbaren Datenbasis erschwert. 
Potenziell kritisch sind auch die derzeitigen regulatorischen Unsicherheiten bezüglich der 
Zukunft der Kundenanlage. Sollte sich aus der EuGH-Entscheidung vom 28.11.2024 und 
dem BGH-Urteil am 13.5.2025 eine generelle Unzulässigkeit der Kundenanlage ergeben, 
drohen erhebliche Kosten und administrative Mehraufwände für potenziell hunderte 
Industrienetze und darin betriebene, oft kleinere steuerbare konventionelle 
Energieerzeuger, obwohl diese nicht ursächlich für steigende Netzkosten sind. 
 
Um ergänzend zu erzeugungsseitigen BKZ einen Anreiz für eine netzdienliche 
Einspeisung setzen zu können, wird daher für Erzeuger in höheren Netzebenen ein 
Abschmelzen der Entschädigungszahlungen für abgeregelte EE-Anlagen im 
Rahmen der Redispatch-Vergütung vorgeschlagen. In der Niederspannung erscheint 
aufgrund der begrenzten Mess- und Steuerbarkeit von „Prosumern“ hingegen eine 
höhere und regional nach Netzsituation differenzierte Grundpreiskomponente sinnvoll, 
um die Verursachungsgerechtigkeit zu verbessern (sh. auch V2). Der Anreiz würde damit 
auf Erzeuger beschränkt bleiben, die tatsächlich Systemkosten und Redispatch 
verursachen und setzt einen zusätzlichen Anreiz für erzeugungsnahe Stromspeicher. 
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Aus Sicht der Netzbetreiber wäre dies zudem leichter umsetzbar als Einspeiseentgelte, 
da keine komplett neuen Prozesse aufgesetzt werden müssten. 
 
Speicher mit ihrer Doppelfunktion als Einspeiser und Verbraucher sollten ebenfalls an 
Netzkosten beteiligt werden, wobei das Kriterium der Netzdienlichkeit dabei zu 
berücksichtigen ist (sh. V5). 
 

V2: Mit welchen Preiselementen soll die Netznutzung 

abgerechnet werden? 

Grundpreis 

Die Einführung eines verpflichtenden Grundpreises auf höheren Netzebenen 
erscheint nicht sinnvoll und wird für industrielle Verbraucher daher abgelehnt. So führt 
die geringe Anschlussdichte höherer Netzebenen dort für industrielle Verbraucher zu 
einem deutlich höheren Grundpreis als für private und gewerbliche Verbraucher in den 
unteren Netzebenen. Würde ein hoher Anteil der Netzkosten über einen Grundpreis 
umgelegt, entstünden zudem Fehlanreize, die Anzahl vorhandener Netzanschlüsse auf 
ein Mindestmaß zu reduzieren, was Investitionen ohne technischen und 
volkswirtschaftlichen Mehrwert auslösen würde. Die Einführung überwiegend fixer 
Kostenelemente in die Netzentgeltsystematik kann zudem als Flexibilitätshemmnis 
wirken. 
 
Für Prosumer auf der Niederspannung scheint eine Stärkung der vorhandenen 
Grundpreiskomponente hingegen eher geeignet, um diese adäquat an Netzkosten zu 
beteiligen – vor allem, wenn kein zeitlich aufgelöstes Einspeise- und Bezugsprofil 
erhoben werden kann. 
 

Kapazitätspreis 

Das Diskussionspapier schlägt ähnlich der Systematik im Gasfernleitungsnetz eine 
jährliche Buchung von Netzanschlusskapazität vor, die sich aus der Jahreshöchstlast und 
einem Puffer zusammensetzt, was eine flexible Fahrweise ermöglichen soll. Wird die 
gebuchte Kapazität überschritten, droht eine Strafzahlung – unterhalb der 
Kapazitätsgrenze wäre laut Diskussionspapier jedoch eine flexible Fahrweise möglich.  
 
Die Einführung einer Kapazitätspreiskomponente anstelle des bisherigen 
Leistungspreises wurde im Rahmen des AgNes-Stakeholderworkshops von mehreren 
Teilnehmenden befürwortet. Auch wenn eine abschließende Bewertung derzeit noch 
nicht möglich ist, möchte der VCI auf von der Ausgestaltung abhängigen potenziellen 
Nachteile hinweisen, die vor allem bei der Bepreisung maximaler 
Netzanschlusskapazität auftreten dürften und im weiteren Verfahren beachtet werden 
sollten.  
Die Frage nach neuen Entgeltkomponenten hat grundsätzlich eine hohe Relevanz 
für die chemisch-pharmazeutische Industrie, weshalb um Einbindung in die 
angekündigten Expertenworkshops zu diesem Thema gebeten wird. Generell sollte 
sich das Netzentgelt aus einer geringen Zahl an Preiskomponenten zusammensetzen, 
um eine übermäßige Komplexität zu vermeiden. 
 

 Von der Bepreisung maximaler technischer Netzanschlusskapazität (NAK) muss 

in jedem Fall abgesehen werden. Der Einbezug der NAK im Rahmen der 

Netzentgelttarifierung würde ansonsten als Flexibilitätshemmnis wirken. Da eine NAK-

Bepreisung unabhängig von der bezogenen Arbeit erfolgt, würde ein höherer 
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Fixkostenanteil entstehen. Als Folge davon würden mögliche Anreize für ein flexibles 

Verbrauchsverhalten in Abhängigkeit von der Netzsituation reduziert, da die 

spezifischen Netzentgelte mit Arbeitspreisbestandteil im Verhältnis sinken. 

 Es können dabei widersprüchliche und von der Unternehmenssituation 

abhängige Anreize entstehen:  

 Einerseits ist es aus wirtschaftlichen Erwägungen möglich, dass für Netznutzer ein 

Anreiz zu einer Reduzierung der NAK entsteht, was Flexibilitätspotenzial 

wiederum einschränken würde. 

 Andererseits kann sich aber – trotz etwaiger Mehrkosten – aufgrund der 

zunehmenden Knappheit freier NAK auch der gegenteilige Effekt ergeben. Laut 

Diskussionspapier könnten „Netzbetreiber nicht genutzte Kapazitäten gezielter neu 

vergeben und so die Effizienz erhöhen“ (S. 32).  Bei der periodischen (z.B. 

jährlichen) Buchung von Kapazität ist zu beachten, dass Netzanschlusskapazität 

bereits heute ein knappes Gut ist. So konkurrieren industrielle Verbraucher z.B. 

zunehmend mit kommerziellen Stromspeichern um freie NAK, deren 

Ansiedlung lokale Kapazitäten verknappt – obwohl für Speicherbetreiber kein 

zwingender Ortsbezug besteht. Für einen Industriestandort wäre es schädlich, 

vertraglich vereinbarte NAK dauerhaft zu verlieren und Kapazitätsbuchungen etwa 

wegen konjunktureller Unterauslastung allenfalls ungesichert zur Verfügung zu 

haben.  

 Um nicht in Gefahr zu laufen, den Zugang zu ungenutzter Netzkapazität im 

Folgejahr zu verlieren, kann bei einer Kapazitätsbepreisung für Verbraucher somit 

der Anreiz entstehen, frühzeitig möglichst große Kapazitäten zu buchen, was 

zu höheren Netzentgeltzahlungen führt, obwohl absehbar ist, dass die NAK nicht 

vollständig ausgenutzt werden wird. 

 Volkswirtschaftlich ist zudem zu berücksichtigen, dass eine Bepreisung auf Basis der 

maximalen NAK (oder langfristig im Voraus gebuchter Kapazitäten) in Zeiten 

unerwartet schwacher wirtschaftlicher Konjunktur (wie derzeit) einen Abschwung 

verstärken kann, da sich das zu zahlende Entgelt auf eine Kapazität bezieht, die den 

Vollauslastungsfall abdecken muss.  

 
 

V3: Welche zeitliche und regionale Auflösung sollen 

Netzentgelte haben? 

Bezüglich einer möglichen zeitlichen und regionalen Flexibilisierung von 
Netzentgeltkomponenten wird allgemein betont, dass die Flexibilitätserbringung auf 
Nachfrageseite stets freiwillig bleiben muss und auch nicht durch übermäßig hohe 
Netzkosten de facto erzwungen werden darf. Eingriffe in den Betriebsablauf durch 
Netzbetreiber sind aufgrund der sehr eingeschränkten Abregelbarkeit von 
Produktionsprozessen dringend zu vermeiden, da diese sonst ungeplante 
Produktionsausfälle oder sogar Anlagenschäden zur Folge haben können. 
 
Als vergleichsweise minimalinvasive Dynamisierungsoption wird auf Verbraucherseite 
das Herausrechnen von Lastspitzen als Weiterentwicklung des aktuellen Systems vom 
VCI favorisiert. Wesentliche Flexibilitätspotenziale könnten so bereits durch die Definition 
von Korridoren erreicht werden, die bei starken Preisausschlägen ohne Anstieg der 
Netzentgelte verlassen werden dürfen. Dies wäre z.B. über die Reform der Atypik (§ 19 
Abs. 2 Satz 1 StromNEV) möglich und mit der derzeitigen Sonderregelung zur 
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Flexibilisierung der Bandlastregelung vereinbar (BK4-22-089(A01-A02)). Beide 
Regelungen können als Ausgangspunkte für eine schrittweise Weiterentwicklung dienen. 
In jedem Fall sollte eine Dynamisierung mit der Reform individueller Netzentgelte 
kompatibel sein (z.B. hinsichtlich Vorlaufzeiten und regionaler Differenzierung). 
 
Generell gibt der VCI zu bedenken, dass eine starke Dynamisierung mit zeitlich und 
örtlich differenzierten, volatilen Netzentgelten die Kalkulierbarkeit der Netzentgelte für 
industrielle Verbraucher erheblich erschwert. Dies beeinträchtigt sowohl den 
laufenden Betrieb als auch zukünftige Elektrifizierungsprojekte. 
   

V4: Vereinheitlichung der Netzentgelte auf 

Verteilernetzebene? 

Der VCI teilt die Bedenken der BNetzA hinsichtlich der Komplexität der Vereinheitlichung 
der Netzentgelte von 866 Netzbetreibern. Ebenso wird das Risiko geteilt, dass eine 
Vereinheitlichung die Anreize für kosteneffizienten Netzbetrieb und Netznutzung 
deutlich schwächen kann. Es ist mit signifikanten zusätzlichen administrativen Kosten 
zu rechnen, die auf die Netzkosten gewälzt werden. 
 
Zudem wäre der Umgang mit industriellen Netzen (z.B. Chemieparks) zu klären, die 
mit Netzen der öffentlichen Versorgung nur sehr bedingt vergleichbar sind (s.o.). Neue 
Vorgaben und Berichtspflichten für industrielle Netzbetreiber sind dabei ebenso zu 
vermeiden wie nachteilige Effekte für Chemiepark-Netzentgelte aufgrund einer 
Vereinheitlichung. 
 

V5: Wie soll das zukünftige Entgeltregime für mobile und 

stationäre Speicher aussehen? 

Es wird begrüßt, dass eine planungssichere Folgeregelung für §118 Abs. 6 EnWG und 
weitere Regelungstatbestände für Speichernetzentgelte angestrebt wird. Eine pauschale 
und dauerhafte Ausnahme von Stromspeichern von Netzentgelten erscheint dabei 
unbegründet. Stattdessen sollte das Netznutzungsverhalten maßgeblich für 
Netzentgelterhebung sein. 
 
Der weitere Zubau von Stromspeichern muss durch adäquate lokale Signale flankiert 
werden, um netzschädliche Fehlanreize zu minimieren. Es muss ausgeschlossen werden, 
dass bei niedrigen Strompreisen für Speicher in Engpassgebieten ein Anreiz besteht, 
verstärkt einzuspeichern und so die Stromnetze zu belasten. Gerade bei Speichern ist 
die geographische Verortung wichtig, um eine netzdienliche Wirkung erzielen zu können. 
 
Eine Sonderregelung sollte in jedem Fall technologieoffen umgesetzt werden und etwa 
auch auf industrielle „Eigenerzeuger“ anwendbar sein. Diese können z.B. bei Betrieb 
einer KWK-Anlage (ggf. in Verbindung mit einem E-Kessel) hinter dem 
Netzanschlusspunkt netzdienliche Flexibilität erbringen oder fungieren in Kombination mit 
einer H2-Elektrolyse sogar als funktionaler Stromspeicher. 
 

V6: Weitere Anpassungsoptionen 

Auch wenn das Ziel der Vermeidung von Netzentgeltanomalien sinnvoll ist, wird eine 
Zusammenfassung von Netz- und Umspannebenen aus folgenden Gründen kritisch 
gesehen: 
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 Die Differenzierung in Netz- und Umspannebenen ermöglicht eine einfachere 
Betrachtung singulärer Betriebsmittel nach § 19 Abs. 3 StromNEV ein, da diese oft in 
der Umspannebene angesiedelt sind. Der VCI setzt sich bei industriellen Netzkunden 
mit singulärer Nutzung von Betriebsmitteln für den Erhalt der Entgelte gem. § 19 Abs. 
3 StromNEV ein, deren Abschaffung derzeit im Verfahren BK8-25-003-A konsultiert 
wird. Die bisherige Regelung stellt im Sinne der Verursachungsgerechtigkeit sicher, 
dass ein Netznutzer nur die Entgelte für die Netz- bzw. Umspannebenen entrichten 
muss, die vor den ausschließlich genutzten Betriebsmitteln liegen. Ihre Abschaffung 
kann teils zu deutlichen Kostensteigerungen betroffener industrieller Netznutzer führen, 
was dem Ziel wettbewerbsfähiger Netzentgelte entgegenläuft. 

 Das Zusammenführen von Netz- und Umspannebenen würde zudem das bisherige 
„Pooling“ mehrerer Entnahmestellen gem. §17 Abs. 2a StromNEV erschweren oder 
verhindern, welches bei der Ermittlung industrieller Netzentgelte eine wichtige Rolle 
spielt. Der VCI setzt sich im AgNes-Prozess wie oben erwähnt für eine erleichterte 
Zusammenfassung industrieller Entnahmestellen bei der Entgeltermittlung ein. 

 Das Themenfeld sollte nicht losgelöst von inhaltlich zusammenhängenden 
Sachverhalten („Pooling“, singulär genutzte Betriebsmittel, „Pancaking“) diskutiert 
werden. Die BNetzA sollte eine nach Betroffenengruppen differenzierte 
Folgenabschätzung mit Quantifizierung vornehmen, um die Auswirkungen der 
Zusammenfassung der Netz- und Umspannebene und einer Anpassung des 
Wälzungsmechanismus besser abschätzen zu können. 
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